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V E R W A L T U N G S G E R I C H T  W I E S B A D E N  

 

U R T E I L  

I M  N A M E N  D E S  V O L K E S  

 

In dem Verwaltungsstreitverfahren 

 

 

 

- Kläger - 

g e g e n  

 

Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch  

- Beklagte - 

 

w e g e n  

Verfahren nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
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hat die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts Wiesbaden durch 

 

Vorsitzenden Richter am VG Schild als Berichterstat ter 

 

ohne mündlichen Verhandlung am 7. März 2013 für Recht erkannt: 

 

 

Der Bescheid der Beklagten vom 8. April 2011 und der Widerspruchsbe-

scheid der Beklagten vom 24. November 2011 werden aufgehoben. Die Be-

klagte wird verpflichtet, dem Kläger die Ergebnisse der für die Monopolkom-

mission durchgeführten Vergleichsberechnungen zum Bezugsjahr 2003 offen 

zu legen und dem Kläger zur Verfügung zu stellen. 

 

Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen. 

 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf 

die Zwangsvollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe 

der festzusetzenden Kosten abwenden, falls nicht der Kläger vor der Vollstre-

ckung Sicherheit in derselben Höhe leistet. 

 

 

T a t b e s t a n d 

 

Der Kläger begehrt nach dem Informationsfreiheitsgesetz die Ergebnisse einer Ver-

gleichsberechnung, die die Beklagte im Auftrag der Monopolkommission zur Umsetzung 

für das XVII. Hauptgutachten durchgeführt hat.  

 

Im Rahmen der Umsetzung des § 47 GWB für das VI. Hauptgutachten wurden von der 

Beklagten für eine repräsentative Datenbasis mit Informationen über Verflechtung der 

Unternehmen Daten von dem Büro van Dijk (BvD) erworben. Gleichzeitig wurden von 

der Monopolkommission von einem anderen Datenanbieter, Verband der Vereine Cre-
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ditreform – VVC – erworbene Daten zugeliefert, so dass die beiden Datenbestände zu-

sammen zu führen waren. Dies führte zu einer Vielzahl von Zweifelsfällen bezüglich der 

Verflechtungsinformationen in einer sog. Schnittmenge. Da im Einzelnen die Fragen für 

die Monopolkommission nur aufwendig zu klären waren, wurde von ihr entschieden, 

dass das XVI. Hauptgutachten in der Schnittmenge Konzentrationsmaßnahme für Un-

ternehmensgruppe getrennt zu rechnen sei. Hierfür wurden die beiden Datenbasen zu-

sammengeführt und Alternativkonzentrationsmaßnahmen für die Industrie und das Bau-

gewerbe berechnet. Diese Analyse soll gezeigt haben, dass die Kombination von VVC 

und BvD nur einen geringfügigen Einfluss auf die Konzentrationswerte hat. Aus diesem 

Grunde soll nur noch auf der Datenbasis von BvD, welche vom Statistischen Bundesamt 

beschafft werden, zukünftig gerechnet werden.  

 

Der Kläger begehrt insoweit die detaillierten Ergebnisse dieser Vergleichsberechnung, 

welche die Beklagte für die Monopolkommission erstellte. 

 

Erstmals Ende 2008 begehrte der Kläger ihm diese Unterlagen zu überlassen. Insoweit 

wurde dem Kläger mit Schreiben vom 06.11.2008 mitgeteilt, dass Gegenstand des an-

gestellten Vergleiches die Ergebnisse der Berechnungen von Konzentrationsmaßnah-

men aus 3 verschiedenen Datenbasen seien. Es handele sich jeweils um Verknüpfun-

gen von Daten der Investitionserhebung mit den Verflechtungsinformationen aus den 

Quellen Büro van Dijk (BvD), Verband der Vereine Creditreform (VVC) bzw. der Kombi-

nation aus beiden Quellen. Im Ergebnis habe sich gezeigt, dass bezüglich der resultie-

renden Konzentrationsmaßnahmen keine ausgeprägten Unterschiede zwischen den 

untersuchten Datenbasen bestünden. Erhebliche Unterschiede bestünden dagegen in 

dem Aufwand, den die Verwendung der Quelle VVC bzw. die Kombination aus beiden 

Quellen gegenüber der Verwendung der Quelle BvD verursacht hätte. Letztere werde in 

der amtlichen Statistik ohnehin bereits verwendet und stehe ohne Zusatzaufwand bereit.  

 

Für eine Verwendung der Quelle VVC oder deren Kombination dagegen hätten vorab 

äußerst aufwendige Verknüpfungsarbeiten mit dem Unternehmensregister unternom-

men werden müssen. Die Monopolkommission habe sich daher für die Verwendung der 

Datenbasis BvD entschieden.  
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Weitere Aufklärungsversuche des Klägers führten nicht zum Erfolg. Nachdem der 

Kläger sich an verschiedene Stellen gewendet hatte, begehrte er mit Schreiben vom 

26.09.2011 neben der Vergleichsberechung Auskunft zu konkreten Fragen. Diese 

wurden mit Ablehnungsbescheid vom 08.04.2011 beschieden.  

 

Bezüglich des geltend gemachten Informationsanspruches wurde der Kläger 

dahingehend beschieden, dass mit der von der Monopolkommission beauftragten 

Vergleichsberechnung festgestellt werden sollte, welchen zusätzlichen Nutzen es hätte, 

die der Konzentrationsrechnung der Monopolkommission zugrundeliegenden amtlichen 

Daten im Statistischen Bundesamt mit weiteren privaten (zukaufbaren) Datenbanken zu 

verknüpfen. Die durchgeführten Berechnungen und Ergebnisse seien in einem 

Arbeitspapier des Statistischen Bundesamtes zusammengestellt und der 

Monopolkommission auf der Basis des § 47 GWB zur Verfügung gestellt worden. Es 

könne nicht ausgeschlossen werden, dass den Ergebnissen der Vergleichsberechnung 

statistische Einzelangaben zu entnehmen seien bzw. dass in dem enthaltenen 

Wertetabellen auf die Angabe einer Einheit zurückgeschlossen werden könne, so dass 

das statistische Geheimhaltungsgebot verletzt würde. Statistische Einzelangaben 

unterfielen gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 BStatG dem Statistikgeheimnis.  

 

Um entscheiden zu können, ob die Ergebnisse dieser (internen) Vergleichsberechnung 

veröffentlicht werden dürften, müsste die Berechnung einer aufwendingen 

Geheimhaltungsprüfung unterzogen werden. Eine solche Geheimhaltungsprüfung habe 

das Statistische Bundesamt bislang nicht durchgeführt, da eine Veröffentlichung der 

Vergleichsberechnung nicht vorgesehen gewesen sei. Da die voraussichtlichen Kosten 

einer entsprechenden Geheimhaltungsprüfung den Rahmen der Gebühren deutlich 

überschreiten würden, sehe das Statistische Bundesamt von der 

Geheimhaltungsprüfung ab. Aufgrund der mutmaßlichen, in der Vergleichsberechnung 

sichtbar werdenden statistischen Einzelangaben, die dem Geheimhaltungsschutz des 

§ 16 Abs. 1 Satz 1 BSstatG unterfielen, bestehe somit aufgrund von § 3 Nr. 4 IFG kein 

uneingeschränkter Informationsanspruch dahingehend, dass die Vergleichsberechnung 

veröffentlicht oder voll umfänglich eingesehen werden könne.  
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Mit Schreiben vom 13.04.2011 legte der Kläger Widerspruch ein und stellte weitere 

Fragen, welche im Weiteren teilweise beantwortet wurden. Letztendlich wurde mit 

Widerspruchsbescheid vom 24.11.2011 der Widerspruch zurückgewiesen.  

 

Zur Begründung wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass dem Informationszugang § 3 

Nr. 4 IFG entgegenstehe. Das Statistikgeheimnis sei nach § 16 Abs. 1 BStatG ein 

besonderes Amtsgeheimnis. Hiernach seien Einzelangaben über persönliche oder 

sachliche Verhältnisse, die für eine Bundesstatistik gemacht würden, grundsätzlich 

geheim zu halten. Einzelangaben seien Erklärungen, die von Auskunftspflichtigen oder 

Befragten in Erfüllung seiner statistischen Auskunftspflichten nach § 15 BStatG oder bei 

einer Erhebung ohne Auskunftspflicht freiwillig herausgegeben würden. Von der 

statistischen Geheimhaltung würden auch Angaben über juristische Personen und ihr 

Unternehmen geschützt. Die Berechnungen für die Monopolkommission beruhten auf 

Datenbasen VVC und BvD sowie aus amtlichen Unternehmensregistern des 

Statistischen Bundesamtes. Im Unternehmensregister befänden sich Daten aus 

unterschiedlichen Quellen. Sie würden auch durch Primärerhebungen gewonnen. So 

seien die betroffenen Unternehmen gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik 

im produzierenden Gewerbe verpflichtet, dem Statistischen Bundesamt die jeweiligen 

Informationen zu übermitteln.  

 

Für das XVI. Hauptgutachten der Monopolkommission seien zum Bezugsjahr 2003 

Daten von BvD durch das Statistische Bundesamt verwendet und für die Registerpflege 

gekauft worden. Von der Monopolkommission seien zusätzlich Daten von VVC geliefert 

worden. Daraus seien für die verschiedenen Wirtschaftsbereiche Verknüpfungen mit 

amtlichen Investitionserhebungen vorgenommen worden. Im Oktober 2006 habe die 

Monopolkommission beim Statistischen Bundesamt eine zusätzliche Berechnung in 

Auftrag gegeben, die streitgegenständliche Vergleichsberechnung. Zum Begzugsjahr 

2003 seien einmal nur Einheiten der Quelle BvD und einmal nur Einheilten der Quelle 

VVC verwendet worden. Der Zweck des Auftrags der Monopolkommission habe darin 

bestanden herauszufinden, ob die alleinige Verwendung der jeweiligen Quellen BvD 

bzw. VVC relevante Unterschiede bei der Berechnung zur Folge hätten. Das Ergebnis 
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der Vergleichsberechnung stelle nur ein internes Arbeitspapier dar, welches nie zur 

Veröffentlichung vorgesehen worden sei. Aus diesem Grunde sei auch die vor einer 

Veröffentlichung notwendige Geheimhaltungsprüfung nicht durchgeführt worden. Die 

Ergebnisse der Vergleichsberechnung könnten insoweit folglich ebenfalls 

Einzelangaben oder dominate Einzelwerte enthalten, die dem Statistikgeheimnis des 

§ 16 BStatG unterfallen. Insoweit sei der Informationszugang nach § 3 Nr. 4 IFG 

ausgeschlossen.  

 

Hinzu käme, dass Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse offenbahrt werden könnten. 

Zwar sei im vorliegenden Fall nicht sicher, ob und welche Daten der 

Vergleichsberechnung schutzwürdig seien, es bestehe lediglich eine Wahrscheinlichkeit 

für das Vorhandensein schutzbedürftiger Einzelangaben. Der Verwaltungsaufwand für 

eine solche Geheimhaltungsprüfung wäre allerdings im vorliegenden Fall 

unverhältnismäßig.  

 

Der Bescheid wurde am 25.11.2011 dem Kläger zugestellt.  

 

Mit Schriftsatz vom 20.12.2011, eingegangen beim Verwaltungsgericht Wiesbaden am 

24.12.2011, hat der Kläger Klage erhoben.  

 

Er verfolgt sein Ziel der Einsichtnahme in die Vergleichsberechnung weiter. Er weist 

darauf hin, dass die Beklagte der Monopolkommission die vollständigen Ergebnisse der 

Vergleichsberechnung überlassen habe, ohne deren statistische 

Geheimhaltungsbedürftigkeit zu prüfen. Gleiches gelte für Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnisse. Substantiierte Ablehnungsgründe seien nicht erkennbar. 

Gesicherte Erkenntnisse, dass schutzwürdige Einzelangaben in der 

Vergleichsberechnung enthalten seien oder Rückschlüsse auf solche zuließen, seien 

nicht ersichtlich.  

 

Die den Berechnungen zugrunde liegenden Fallzahlen unterlägen nicht der statistischen 

Geheimhaltung. Sie gäben auch keinen Aufschluss über amtlich erhobene Merkmale 

einzelner Unternehmen. Zusammengefasste Einzelangaben seien auch grundsätzlich 
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nicht geheimhaltungsbedürftig. Eine Ausnahme könnten sog. Dominanzfälle treffen. 

Diese seien aber von der Beklagten selbst festgelegt worden. Hinzu komme, dass die 

wiederholten Berechnungen im Rahmen der Vergleichsberechnung aufgrund ihrer 

jeweils identischen Aufgabenstellung und Datenbasis zu identischen Ergebnissen 

führen müssten. Soweit signifikante Unterschiede ausgewiesen würden, könnten diese 

Unterschiede nur aus erheblichen Rechenfehlern der Beklagten herrühren. 

Rechenfehler seien nicht geheimhaltungsbedürftig. Soweit sich aus einem Vermerk der 

Beklagten vom 07.12.2006 ergebe, dass neben den von ihr neu berechneten 

konzentrationsstatistischen Messzahlen zusätzlich 10 allgemeine Kennziffern zu deren 

Häufigkeitsverteilung nach zwei-, drei- und vierstelligen Wirtschaftsbereichen berechnet 

wurden, ergebe sich daraus eine zusätzliche Aggregation. Nach den früheren 

freigegebenen Berechnungen der Beklagten dürfte ein Anteil von weniger als 1 % 

geheimhaltungsbedürftiger Angaben vorliegen.  

 

Der Kläger beantragt, 

 

die Beklagte zu verpflichten, ihm die Ergebnisse der Vergleichsberechnung offen 

zu legen, die die Beklagte in ihrem Vermerk vom 07.12.2006 erwähnt habe. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

 die Klage abzuweisen. 

 

Im Rahmen eines sehr ausführlichen Erörterungstermins am 02.10.2012 schlossen die 

Beteiligten zunächst den folgenden Vergleich : 

 

1. Das Statistische Bundesamt stellt dem Kläger die für die Monopolkommission 

durchgeführten Ergebnisse der Vergleichsberechnung 2003 zur Verfügung. Vo-

raussetzung dafür ist, dass der Kläger eine entsprechende Verpflichtungserklä-

rung nach dem Verpflichtungsgesetz zur Geheimhaltung vorab gegenüber dem 

Statistischen Bundesamt abgibt.  
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2. Der Kläger verpflichtet sich, die Daten der Vergleichsberechnung, die ihm vom 

Statistischen Bundesamt zur Verfügung gestellt werden, nicht zu veröffentlichen 

und diese binnen 6 Monaten nach Erhalt zu vernichten. Eine entsprechende Ver-

nichtungsanzeige erfolgt gegenüber dem Beklagten. Kopien oder sonstige Ver-

vielfältigungen werden nicht hergestellt. Eventuell mögliche erkennbare Domi-

nanzfälle werden von dem Kläger unverzüglich ausgeblendet.  

 

3. Die Kosten des Verfahrens werden gegeneinander aufgehoben.  

 

4. Dem Statistischen Bundesamt bleibt nachgelassen, den vorliegenden Vergleich 

bis zum 30. November 2012 schriftlich zu den Gerichtsakten zu widerrufen. 

 
5. Für den unwahrscheinlichen Fall des Widerrufs erklären die Beteiligten überein-

stimmend, dass sie mit einer Entscheidung durch den Berichterstatter im schriftli-

chen Verfahren einverstanden sind. 

 
Mit Schriftsatz vom 26.11.2012, eingegangen beim Verwaltungsgericht Wiesbaden am 

selben Tage, wurde der Vergleich von der Beklagten widerrufen. Zur Begründung wurde 

auf die besondere Bedeutung des Statistikgeheimnisses abgestellt. Im Weiteren wird 

ausgeführt, dass § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BStatG auf das Endprodukt der amtlichen Sta-

tistik abstelle. Obwohl es sich vorliegend um Tabellen mit statistischen Ergebnissen 

handele, liege im Grunde genommen eine bestimmbare Einzelangabe vor.  

 

Die Beteiligten erhielten ausreichend Gelegenheit zur weiteren Stellungnahme. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie 2 Leitzord-

ner Behördenakten Bezug genommen, welche sämtlich zum Gegenstand der Entschei-

dung gemacht worden sind.  
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

Nachdem die Beteiligten sich mit einer Entscheidung durch den Berichterstatter im 

schriftlichen Verfahren für den unwahrscheinlichen, aber nun eingetretenen Fall des 

Vergleichswiderrufes - der erfolgte - bereit erklärt haben, konnte der Berichterstatter 

entscheiden.  

 

Die zulässige Klage ist begründet. Der Kläger hat einen Anspruch gemäß § 1 Abs. 1 

IFG auf die für die Monopolkommission durchgeführte Vergleichsberechnung.  

 

Der Informationsanspruch des Klägers ist auch nicht nach § 3 Nr. 4 IFG wegen einem 

besonderen Amtsgeheimnis – hier das Statistikgeheimnis gemäß § 16 BStatG – ausge-

schlossen. Gemäß § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BStatG unterliegen nicht dem Statistikge-

heimnis Einzelangaben, die vom Statistischen Bundesamt oder den statistischen Äm-

tern der Länder mit den Einzelangaben anderer Befragte zusammengefasst und in Sta-

tistikergebnissen dargestellt worden sind.  

 

Vorliegend ist bereits fraglich, ob das Statistikgeheimnis überhaupt insoweit Anwendung 

findet, als Daten aus den Datenbanken Verband der Vereine Creditreform (VVC) und 

Büro van Dijk (BvD) der Vergleichsberechnung zugrunde gelegt worden sind. Bei den 

Quellen VVC und BvD handelt es sich um private Datenbanken. Diese Vergleichsdaten 

können somit schon nicht unter das Amtsgeheimnis und damit das Statistikgeheimnis 

fallen.  

 

§ 16 Abs. 1 Satz 1 BStatG greift allenfalls insoweit, als Daten aus dem amtlichen Unter-

nehmensregister des Statistischen Bundesamtes zugeführt wurden. Soweit Einzelanga-

ben aus dem amtlichen Unternehmensregister des Statistischen Bundesamtes zuge-

führt wurden, unterliegen die Einzelangaben dem Statistikgeheimnis. Werden diese aber 

mit den übrigen Daten aggregiert, d.h. zusammengefasst und in statistischen Ergebnis-

sen dargestellt, unterliegen diese gerade nicht der Geheimhaltung.  
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Unstreitig wurden die Angaben mehrerer Betroffener zusammengefasst und in Tabellen 

mit statistischen Ergebnissen erfasst.  

 

Soweit das Statistische Bundesamt allerdings einwendet, dass sog. dominante Einzel-

werte enthalten sein könnten, die einem Befragten aufgrund seiner Dominanz erkennbar 

machen könnten, bedürfte es einer weiteren Konkretisierung, welche Einzelangaben die 

für eine Bundesstatistik gemacht wurden aus dem Datenbestand des Statistischen Bun-

desamtes hier genau preisgegeben würden.  

 

Denn nach den nachvollziehbaren Ausführungen des Klägers ist davon auszugehen, 

dass keine dominierenden Einzelangaben vorliegen. Lediglich für den Bereich des H-

Index (summarische Messzahlen) bestünde eine mögliche Erkennbarkeit einzelner Ein-

heiten. Insoweit wäre es der Beklagten ein Leichtes darzulegen, ob und welche Einzel-

angaben bzw. dominanten Einzeldaten vorliegen. Diese müssten dann auch von der 

Beklagten stammen und nicht aus den zugekauften Datenbeständen. Eine durch die 

Klägerin einfach behauptete Wahrscheinlichkeit, die in sich mit dem unbestimmten Fak-

tor X versehen ist, reicht insoweit zur Berufung darauf, dass Einzelangaben gegeben 

seien, nicht aus. Vielmehr spricht eine überwiegende Wahrscheinlichkeit dafür, dass 

aggregierte Daten gegeben sind. 

 

Jedoch scheint vorliegend bereits auch fraglich, ob das Bundesstatistikgesetz auf die für 

die Monopolkommission durchgeführte Vergleichsberechnung überhaupt einschlägig ist. 

Denn bei der Vergleichsberechnung handelt es sich unstreitig um eine Auftragsdaten-

verarbeitung für die Monopolkommission, primär von Daten aus privaten Datenbanken. 

Daher stellt sich schon die Frage, auf Grund welcher Rechtsgrundlage die Beklagte 

über diese Daten der Vergleichsberechnung noch verfügt. Denn entsprechend der Re-

gelung des § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 10 BDSG müsste bei personenbeziehbaren Einzel-

angaben - die die Beklagte nicht gänzlich ausschließen will - die Rückgabe überlassener 

Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach Beendi-

gung des Auftrags geregelt sein. Mithin dürfte die Beklage wohl über die Vergleichsbe-

rechnung gar nicht mehr verfügen. Eine Frage, die auch in dem Erörterungstermin nicht 

abschließend beantwortet wurde. 
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Da es sich vorliegend um eine Auftragsdatenverarbeitung für die Monopolkommission 

durch das Statistische Bundesamt handelt, ist auch für die Aufbewahrung der Daten 

beim Statistischen Bundesamt § 47 Abs. 3 GWB nicht außer Acht zu lassen. Danach 

dürfen zusammengefasste Einzelangaben nur für die Zwecke verwendet werden, für die 

sie übermittelt wurden. Sie sind zu löschen, sobald der genannte Zweck erfüllt ist. Da 

die Vergleichsberechnung für die Monopolkommission durchgeführt wurde und keinen 

eigenen Zweck für das Statistische Bundesamt – außer möglicher Kostenersparnis – 

erzielte, verwundet es, dass das Statistische Bundesamt noch über die von dem Kläger 

geforderte Vergleichsberechnung verfügt.  

 

Wenn aber in rechtswidriger Art und Weise das Statistische Bundesamt noch über Da-

ten verfügt, die es nicht mehr besitzen darf - hier die streitgegenständliche Vergleichs-

berechnung -, kann es sich nicht auf das Statistikgeheimnis nach § 16 Abs. 1 Satz 1 

BStatG berufen. Denn die möglicherweise rechtswidrige Datenhaltung unterliegt nicht 

dem Statistikgeheimnis und führt damit nicht zu einem Ausschluss des Informationsan-

spruches nach § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG (in diesem Sinne siehe auch BVerfG, 2. Kammer, 

Beschluss vom 13.11.2010., Az. 2 BvR 1124/10, bei der der Schutzbereich des Art. 10 

GG nicht hinreichend dargelegt wurde, wenn keine Angaben zur Rechtsgrundlage, dem 

Zweck und der Dauer der Speicherung gemacht werden). 

 

Hierauf kommt es jedoch nicht weiter an. Soweit eigene Daten von der Beklagten der 

Vergleichsberechnung beigefügt wurden, wäre die Beklagte zwar noch berechtigt diese 

Daten zu halten. Eine Übermittlung von Einzelangaben vom Statistischen Bundesamt an 

die Monopolkommission wäre jedoch ebenfalls unzulässig gewesen. Nach § 47 Abs. 1 

GWB  – Übermittlung statistischer Daten – dürfen vom Statistischen Bundesamt der 

Monopolkommission aus Wirtschaftsstatistiken nur „zusammengefasste Einzelangaben“ 

übermittelt werden. Die zusammengefassten Einzelangaben dürfen dabei nicht weniger 

als 3 Unternehmensgruppen, Unternehmenbetriebe oder fachliche Teile von Unterneh-

men betreffen. Dabei darf die Kombination oder zeitliche Nähe mit anderen übermittel-

ten oder allgemein zugänglichen Angaben keine Rückschlüsse auf zusammengefasste 

Angaben von weniger als 3 Unternehmensgruppen, Unternehmen, Betrieben oder Flä-
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chenteile von Unternehmen möglich sein. Insoweit knüpft § 47 GWB mit dem Begriff 

„zusammengefasste Einzelangaben“ an den des § 16 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BStatG an, 

weshalb eine Verletzung des Statistikgeheimnisses im vorliegenden Fall nicht gesehen 

werden kann und, wenn überhaupt , so wie von der Beklagten im vorliegenden Verfah-

ren selbst vorgetragen im nebulösen, also völlig unbekannten Bereich liegt .  

 

In Kenntnis dieser Situation hat das Statistische Bundesamt den am 02.10.2012 ge-

schlossenen Vergleich widerrufen und sich damit der Möglichkeit gemäß § 16 Abs. 7 

BstatG eine besonderen Verpflichtung des Klägers nach dem Verpflichtungsgesetz zu 

erzielen begeben. Dies, obwohl die Beklagte dadurch ein Mehr erreicht hätte, als nun-

mehr gegeben ist.  

 

Weitere Ausschlüsse nach dem Informationsfreiheitsgesetz (z.B. § 6 oder § 7 Abs. 2 

IFG) liegen nicht vor. Die Beklagte hat nicht im Ansatz dargetan, worauf die Vermutung 

beruht, dass Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse betroffen sein könnten. Die reine 

Behauptung genügt dazu nicht. Auch sind besondere Umstände für einen außerge-

wöhnlichen Aufwand, wie einer behaupteten erforderlichen Dominanzprüfung, nicht er-

sichtlich.  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit bezüglich der Kosten folgt aus 

§ 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO entsprechend. 
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R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

Die Beteiligten können die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen. Der 

Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des voll-

ständigen Urteils bei dem 

Verwaltungsgericht Wiesbaden 

Mainzer Straße 124 

65189 Wiesbaden 

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von  z  w e i  M o n a 

t e n  nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen 

die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag 

vorgelegt worden ist, bei dem 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

Brüder-Grimm-Platz 1 

34117 Kassel 

einzureichen. 

 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,  

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,  

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,  

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwal-

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes o-

der des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht o-

der  

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemäß § 67 Abs. 4 VwGO Vertre-

tungszwang. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim Hessi-

schen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. 
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Bei den hessischen Verwaltungsgerichten und dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

können elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung der Landesregierung 

über den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und Staatsanwalt-

schaften vom 26. Oktober 2007 (GVBl. I, S. 699) eingereicht werden. Auf die Notwen-

digkeit der qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem schriftlich zu un-

terzeichnenden Schriftstück gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 1 Satz 3 

VwGO). 

 

 

Hinweis: 

Soweit eine Ausfertigung dieses Urteils Randnummern enthält, sind diese von der Un-

terschrift des Richters nicht gedeckt und entspricht nicht dem Original. 

 


